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Beistandschaft zwecks Realisierung eines Erbvorbezugs?
Sachverhalt

Es geht um ein Ehepaar mit zwei erwachsenen Töchtern. Der Mann leidet an einer senilen Demenz und anderen gesundheitlichen Störungen und lebt in einem Pflegeheim. Gemäss Arzt ist seine Handlungs- und Urteilsfähigkeit eingeschränkt und er könne komplexe Situationen nicht mehr beurteilen und Entscheidungen nicht mehr sachgerecht fällen. 

Es besteht ein Ehe- und Erbvertrag von 2001, wonach die Töchter auf den Pflichtteil verzichten und der überlebende Ehegatte Alleinerbe des gesamten Nachlasses wird. Im Sinne einer Teilungsvorschrift ist (bei einem Todesfall von beiden Ehegatten innert kurzer Zeit) vorgesehen, dass die eine Tochter die diversen Liegenschaften, die andere Tochter die Aktien der Familienfirmen erhält. Im Jahr 2003 wurden als Nachtrag zum Ehevertrag im Sinne einer Schenkung der einen Tochter zwei Liegenschaften übertragen, der anderen eine Anzahl Aktien. 

Nun möchte die Ehefrau eine weitere Liegenschaft an die eine Tochter übertragen (quasi als Erbvorbezug), da ein Mieterwechsel bevorsteht, Renovationsbedarf besteht und die Ehefrau sich entlasten möchte. Sie hat beantragt, für ihren Mann eine Beistandschaft zu errichten, um das Geschäft abzuwickeln. 

Ich wurde nun darauf hingewiesen, dass dies eher nicht möglich ist (Schenkung nicht erlaubt, Ehe- und Erbvertrag einseitig nicht aufhebbar). Ist es so, dass hier keine Handlungsmöglichkeit besteht und ein solches Geschäft nicht möglich ist? Oder gibt es einen Weg, um diese Liegenschaft zu übertragen? Wenn ja, was müsste berücksichtigt werden? Gerne hätte ich einen baldigen Bescheid, damit ich die Ehefrau auch wirklich kompetent beraten kann.

Erwägungen

1. Die güter- und erbrechtliche Vermögensplanung ist innerhalb der Familie unter Einschluss der Ehegatten und Nachkommen, also aller massgeblichen gesetzlichen Erben, mittels autonomer Vorsorge vertraglich vereinbart worden. Den bisherigen Vereinbarungen lässt sich auch der Vertragswille der Beteiligten entnehmen. Mittlerweile ist ein Vertragspartner zufolge Verlustes der Urteilsfähigkeit nicht mehr geschäfts- und handlungsfähig. Soweit an seiner Stelle gehandelt werden muss, hat dies durch die Bestellung eines Beistandes (Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB) oder eines Vormundes (Art. 369 ZGB) zu erfolgen. Dieser Beistand hat eingeschränkte Kompetenzen, in dem er keine Rechtshandlungen vornehmen darf, die in den Bereich höchstpersönlicher Rechte fällt. Zudem hat er sich nach dem mutmasslichen Willen der vertretenen Person zu richten.


2. Gemäss Art. 419 Abs. 1 ZGB hätte sich der Beistand auf die Verwaltung und Fürsorge für die Erhaltung des Vermögens zu beschränken. Für Verfügungen, die darüber hinausgehen, bedarf er besonderer Ermächtigung, welche ihr der Vertretene selbst, und für den Fall, dass er wie hier dazu ausserstande sind, die Vormundschaftsbehörde erteilt (Art. 419 Abs. 2 ZGB).



3. Geschäfte, welche über die ordentliche Verwaltung hinausgehen, müssen sich aus der Interessenwahrung der Betreuten ergeben. Darunter fallen beispielsweise die Liquidation eines Hausrates, wenn definitiv ein Heimaufenthalt notwendig wird, nötige Renovationsarbeiten zur Substanzerhaltung einer Liegenschaft, Veräusserung von Wertpapieren zur Sicherstellung der nötigen liquiden Mittel etc. 



4. Eine Schenkung beziehungsweise ein Erbvorbezug ist keine Verwaltungshandlung, die sich aus der Interessenwahrung des Beistandes ergibt. Sie stellt vielmehr einen Substanzverlust dar, welcher gemäss Art. 408 ZGB unter die verbotenen Geschäfte fällt. Zwar anerkennen Lehre und Rechtsprechung die Möglichkeit, im Rahmen einer Beistand mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde Schenkungen vornehmen zu können. Die Schenkungen müssen allerdings als vernünftig erscheinen, dem erkennbaren Willen des Verbeiständeten Person Rechnung tragen, mit Rücksicht auf das Vermögen des Verbeiständeten verhältnismässig sein und den Interessen des Verbeiständeten nicht zuwiderlaufen (ZVW 2003, 172 f.; Zürcher Handkommentar zum Privatrecht, N 1 zu Art. 408 ZGB [erscheint Dezember 2007]).



5. Die fragliche Schenkung einer Liegenschaft dürfte vom Wert her eine erhebliche Schenkung sein, welche einen empfindlichen Substanzverlust zur Folge hat und nach Art. 3c Abs. 1 lit. g ELG als Verzichtsvermögen zu qualifizieren wäre (ZAK 1990 S. 355/56; ZAK 1991 S. 137; AHI 1995 S. 48, WEL 2061). Die EL-Praxis gewährt lediglich einen jährlichen Vermögensverzicht von max. Fr. 10'000 (WEL 2064). 



6. Die Eltern hatten hier rechtzeitig die Möglichkeit, weitere Vermögensabtretungen mit ihren Nachkommen zu vereinbaren. Davon haben sie aus hier nicht bekannten Gründen abgesehen, aber wahrscheinlich aus dem nachvollziehbaren und bei den meisten Eltern vorherrschenden Grund, sich auf das Alter hin nicht der Gefahr einer Vermögenslosigkeit und Bedürftigkeit auszusetzen. Es besteht kein Grund zur Annahme, es entspreche dem mutmasslichen Willen des urteilsunfähig gewordenen Vaters, über seine eigenen Vorsorgehandlungen hinaus weitere Vermögensabtretungen vorzunehmen. Zudem gehört der Abschluss beziehungsweise die Abänderung eines Erbvertrages, welche im vorliegenden Fall nötig wäre, zu den höchstpersönlichen Rechten, welche vertretungsfeindlich sind und durch einen Beistand nicht vertreten werden können (H. Hausheer/R. Aebi-Müller, Das Personenrecht des ZGB, 2005, 07.32 S. 66).



7. Nach dem Gesagten sind die Voraussetzungen zu einem weiteren Erbvorbezug, welchen der Beistand an Stelle des Urteilsunfähigen vereinbaren dürfte, nicht gegeben. Es würde sich um eine unerlaubte Schenkung im Sinne des Vormundschaftsrechts und um eine vertretungsfeindliche Handlung im Sinne des Erbrechts handeln, wozu ein Beistand nicht ermächtigt ist. 

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 12. Dezember 2007
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